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Agrarreform umgekehrt
In Mexiko orientiert sich die Bauernbewegung neu

Den Vereinigten Staaten von Mexiko, 
einem Land an der Schwelle zum mo­
dernen Industriestaat, stehen schwere 
soziale und politische Auseinander­
setzungen bevor. Im Interesse der 
Großbourgeoisie handelnd, bemüht 
sich die Regierung Salinas de Gor- 
tari, die mehr als 100 Mrd. US-Dollar 
betragende Staatsschuld durch Aus­
verkauf staatlichen Eigentums einzu­
dämmen und die negative Zahlungs­
bilanz durch verstärkte dumpingar­
tige Exporte umzukehren. Regierung 
und Bürokratie haben entscheidend 
dazu beigetragen, daß von zehn vor­
her staatlich kontrollierten Großun­

ternehmen heute drei in ausländi­
schem, fünf in privatem mexikani­
schen Besitz sind und sich ein weiteres 
auf dem Weg der Privatisierung be­
findet. Die nach der Erdöl-Nationali­
sierung von 1938 geschaffene staatli­
che Petroleumgesellschaft Pemex 
wird durch Pläne bedroht, die Nut­
zung und das Aufspüren von Ölquel­
len erneut fremden Kapitalherren zu 
überantworten.
Rückständiger Strukturen wegen 
kann die mexikanische Landwirt­
schaft die rund 80 Millionen Einwoh­
ner des Landes, von denen jeder 
vierte in Mexico City lebt, nicht mehr

ernähren. Hier bahnt sich ebenfalls 
eine Umwälzung an. Revolutionäre 
Kämpfe in der ersten Jahrhundert­
hälfte hatten dazu geführt, daß staat­
licher Boden kostenlos an landlose 
Bauern verteilt wurde. Durch den in­
zwischen eingetretenen Bevölke­
rungsanstieg bedingt, sind aber die 
dem einzelnen zur Verfügung stehen­
den Landstücke immer kleiner gewor­
den. Über zwei Drittel der Campe- 
sino-Familien müssen mit weniger 
als 40 Prozent des Mindestlohnes 
auskommen. Zehntausende Bauern 
streiten mit Großgrundbesitzern und 
deren Pistolero-Banden um einen An­
teil an den feudalen Latifundien. An­
dererseits hat die Regierung Salinas 
1990 eine Reform des Agrarrechts 
eingeleitet, bei der die Bauern ihre 
Äcker gegen Gewinnbeteiligung und 
Nutzungsrechte an kapitalistische 
Unternehmer verpachten sollen. Am 
Ende würde das zu einer weitergehen­
den Bodenkonzentration in den Hän­
den weniger führen. Noch mehr 
Landlose als jetzt würden in diesem 
Fall in die Elendsviertel der großen 
Städte abwandem.
Das politische System, lange Zeit sta­
bil, beginnt zu bröckeln. Die seit 

£ Ende der zwanziger Jahre allein re­
's gierende Partei der Institutionalisier- 
^  ten Revolution (PRI) hat am 6. Juli 
s  1988 zwar ihren Kandidaten Salinas 
Q erwartungsgemäß durchsetzen kön- 
£  nen, gleichzeitig aber mit 50,36 Pro­

zent das niedrigste Ergebnis ihrer Ge­
schichte hinnehmen müssen. Und 
selbst das wurde nur mit Hilfe von 
Wahlfälschungen erreicht.
Gegen die Partei der Dinosaurier, wie 
die PRI oft genannt wird, stand Cu­
auhtemoc Cardenas, vormals Provinz- 
gouvemeur und ein führender Mann 
der Partei. Sein Ansehen im Volk 
rührt daher, daß er ein Sohn des bür­
gerlich-demokratischen Präsidenten 
von 1934/40, General Lazaro Carde­
nas y del Rio, ist, der u. a. die auslän­
dischen Erdölgesellschaften verstaat­
lichte, von Hitler verfolgten Antifa­
schisten und auch Leo Trotzki politi­
sches Asyl gewährte. Cärdenas 
brachte es 1988 mit der von ihm ge­
gründeten Nationaldemokratischen 
Front (FDN), aber auch dank Unter­
stützung durch die Mexikanische So­
zialistische Partei, einem Zusammen­
schluß von ca. 10 Linksparteien, und 
anderen linken Kräften auf 31,12 Pro­
zent der Stimmen. Die PRI verlor 
ihre Zweidrittelmehrheit in der Abge­
ordnetenkammer. Im Senat sitzen ihr 
-  erstmals seit Jahrzehnten -  vier 
Oppositionelle gegenüber.
Ein offener Ausbruch der politischen 
und sozialen Krise im Land wird da­
durch verzögert, daß gleich der 
rechtskonservativen Nationalen Ak­
tionspartei (PAN) auch die FDN 
nicht ernsthaft und konsequent gegen 
die Regierung kämpft. Als Vertretung 
großer Teile der nationalen Bourgeoi­

sie und des Kleinbürgertums schreckt 
auch sie vor tiefgreifenden Auseinan­
dersetzungen zurück. Sie fürchtet zu­
dem, bei Massenunruhen könnte der 
große Bruder im Norden, die USA, 
wie in früheren Jahrzehnten wieder 
zur Kanonenbootpolitik gegenüber 
Mexiko übergehen. Durch das Versa­
gen der FDN erhöhen sich die Chan­
cen der trotzkistischen Revolutionä­
ren Arbeiterpartei (PRT), einer außer­
halb des staatstragenden Systems von 
Mexiko agierenden Kraft. Sie tritt für 
eine sozialistische Gesellschaft ein, 
der demokratische Umwälzungen -  
so eine neue Agrarreform -  vorausge­
hen müßten. Die PRT entstand aus 
der Studentenbewegung der sechziger 
Jahre, formierte sich aber erst 1976 
zur Partei. Bei den Präsidentschafts­
wahlen 1982 errang sie 400 000 Stim­
men, 1988 baute das Gros ihrer bishe­
rigen Wähler auf Cärdenas. Mittler­
weile sind enttäuschte frühere An­
hänger zur PRT zurückgekehrt. Split­
ter der alten mexikanischen KP, die 
sich von stalinistischen Parteitraditio­
nen gelöst haben, gingen Aktions­
bündnisse mit ihr ein. Vor allem aber 
wird die PRT neuerdings durch Grup­
pen von Bauern verstärkt, die bislang 
korporativ der PRI angehörten und 
den ihren Interessen feindlichen Cha­
rakter der staatstragenden Parteien er­
kannt haben. Wenn der skizzierte 
Entwicklungstrend andauert und in 
Mexiko eines Tages erneut um Tierra 
y Libertad -  Land und Freiheit 
die Losung der Mexikanischen Revo­
lution von 1910 bis 1917, gestritten 
wird, könnte die Revolutionäre Arbei­
terpartei auf dieser Basis eine wich­
tige Rolle spielen.

Manfred Behrend

Schweigen im (Blätter-)Walde
Albanien hinter der elektronischen Mauer der Störsender

Die Albaner beobachteten die Revo­
lutionen in Osteuropa auf den Bild­
schirmen über die Sender des nahen 
Jugoslawiens und Italiens; ihre eige­
nen, staatlich kontrollierten Medien 
zogen es vor, diese Ereignisse zu 
übersehen und sich darauf nur als 
„Akte des Hooliganismus“ zu bezie­
hen. Sie sahen euphorische Ostdeut­
sche nach Westdeutschland stürmen, 
als die Berliner Mauer fiel; sie sahen 
während der rumänischen Revolution 
die gebrochenen Augen und den von 
Kugeln durchsiebten Körper Ceau- 
sescus an einer Betonmauer liegen 
wie eine zerfetzte Puppe.
Nun hat sich das letzte verbleibende 
repressive Regime in Osteuropa als 
nicht Fähig erwiesen, dem Domino- 
Effekt der demokratischen Reformen 
zu widerstehen, der die anderen Re­
gimes des kommunistischen Europa 
stützte. Im Juli 1990 überfluteten 
Tausende Albaner ausländische Bot­
schaften in Tirana, als deren Tore 
noch offen waren. Dieses Mal waren 
die albanischen Behörden unter inter­
nationalem Druck gezwungen, ihnen 
zu erlauben, das Land zu verlassen. 
Im größten Massenexodus seit den 
Revolutionen in Osteuropa wurden 
mehr als 4 000 Albaner per Fähre 
nach Italien gebracht.
Zu diesem Massenexodus gab es in 
den örtlichen Zeitungen nur den Hin­
weis, daß diejenigen „keine guten Al­
baner“ seien, „nicht arbeiten wollen“, 
„von der bösen Propaganda des We­
stens verführt worden sind“.
Im Juli 1990 besetzten Soldaten und 
Polizisten die Eingänge von Radio Ti­
rana und des albanischen Fernse­
hens. Niemandem wurde mehr das 
Betreten gestattet. Ein Anzeichen für

Unruhe innerhalb beider Einrichtun­
gen? Schwer zu sagen, aber es wurde 
spekuliert, daß die Behörden damit 
sichern wollten, daß die Sendungen 
nicht „aus der Linie“ laufen.
Es ist schwierig, in Albanien Zeitun­
gen zu bekommen, in den Kleinstäd­
ten sogar fast unmöglich. Die Kioske 
scheinen ständig ausverkauft zu sein. 
Die Sigurimi(Sicherheitsdienst)- 
Leute sagen, daß alle Albaner ihre 
Zeitungen nach Hause geliefert be­
kommen.
Journalismus, Medien, Kunst und Li­
teratur existieren nur als staatlich ge­
fördert. Da die Regierung der einzige 
Sponsor ist, kann sie sichern, daß alle 
dort Tätigen der offiziellen Linie fol­
gen. (Inzwischen gibt es zwei „unab­
hängige“ Zeitungen, „Rilindja Demo- 
kratika“ und „Respublika“.) Die alba­
nischen Behörden erlauben den ein­
heimischen Journalisten und Künst­
lern auch nicht, an internationalen 
Treffen oder Austauschprogrammen 
teilzunehmen.
In den frühen siebziger Jahren hatte 
Albanien unter der Führung des Dra­
matikers Fadil Pacrami, des Ministers 
für Kultur und Kunst, eine leichte 
kulturelle Öffnung erfahren. Jedoch 
alarmierte dieses Zeichen* ausländi­
schen Einflusses unter den Intellektu­
ellen Tiranas die Konservativen. Pa­
crami wurde als „Feind der Partei 
und des Volkes“ apostrophiert und 
1973 von der „Liga der Albanischen 
Schriftsteller und Künstler“ 1 verur­
teilt. Seitdem übte die albanische 
Führung eine strikte Kontrolle über 
die öffentliche Meinung aus.
Die Medien werden über die Presse­
agentur des Landes, die Albanische 
Telegraphen-Agentur (ATA), kontrol­

liert. ATA verbreitet die autorisierte, 
offizielle -  und einzige -  Version der 
Nachrichten. Der Großteil des Be­
richteten konzentriert sich auf die an­
geblichen ökonomischen und politi­
schen Erfolge: Albanien hafs wieder 
geschafft; Albanien schafffs allein. 
Erst kürzlich begannen die Medien, 
Themen wie Nahrungsmittelknapp­
heit und Inkompetenz bei Managern 
und Bürokraten zu erwähnen.
Die zwei führenden Zeitungen Alba­
niens sind „Zeri i Popullit“ (Stimme 
des Volkes), das Organ der Partei der 
Arbeit, und „Bashkimi“ (Einheit), 
herausgegeben von der Demokrati­

schen Front. Beides sind Werkzeuge 
der Regierungspropaganda. Der Her­
ausgeber von „Zeri i Popullit“ wurde 
kürzlich mit folgendem Ausspruch zi­
tiert: „Wir stimmen nicht mit den Re­
formen in diesen (osteuropäischen) 
Ländern überein ... Wir werden unse­
ren eigenen Weg gehen, ohne auslän­
dische Hilfe. Der Vorteil unseres Sy­
stems ist, daß es allen in unserem 
Land gleich gut geht.“
Radio Tirana verfugt über starke Stör­
sender, die verhindern sollen, daß 
ausländische Programme die albani­
sche Öffentlichkeit erreichen. Ob­
wohl Ramiz Alia das Verbot religiö­
ser Propaganda im Mai 1990 aufgeho­
ben hat, werden alle ausländischen 
religiösen Sendungen von den Stör­
sendern abgeblockt. Auch Pro­
gramme, die das opulente Leben im 
Westen zeigen, werden gestört.
Die jungen Leute in Albanien sagen,

daß sie sich keine Nachrichtensen­
dungen ansehen, weil diese zu sehr 
mit Regierungspropaganda angefüllt 
seien. Sie ziehen ausländische Statio­
nen wie Vatikan-Radio, jugoslawi­
sche Sender, Voice of America, BBC 
und Radio Kairo vor. Amnesty Inter­
national hat in der Vergangenheit von 
Fällen berichtet, daß Albaner dafür 
sogar verhaftet worden sind.
Die Hoffnung, daß die Regierung ihre 
Verschleierungstaktik nicht unbe­
grenzt fortfuhren kann und es nur 
eine Sache der Zeit ist, daß es zu Er­
hebungen kommt, hat sich inzwi­
schen erfüllt. „Zeri i Popullit“ und 
„Bashkimi“, so sagen albanische Ju­
gendliche, werden sie weiter zum Zi- 
garettenanzünden benutzen.

Jane Kokan

(Aus „Index on Censorship“, Lon­
don, gekürzt)


